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Der Präsident des Bundesrates 


Berlin, den 8. März 1957 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Idi beehre midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 173. Sit- 
zung am 8. März 1957 besdilossen hat, hinsichtlidi des vom Deut- 
sdten Bundestag am 21. Februar 1957 verabsdiiedeten 

Gesetzes über Sidierheitskinefilme 
(Sicherheitsfilmgesetz) 

- Drucksachen 3093, 2631 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Berlin, den 8. März 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 22. Februar 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr, Sieveking 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 



BUNDESRAT 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 


1. § 3 Abs. 1 

erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Anerkennung als Sicherheitsfilm 
wird auf Grund einer Prüfung durch die Bun- 
desanstalt für Materialprüfung von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde ausgespro- 
chen. Zuständig ist die Behörde des Landes, in 
dem der Hersteller oder der Einführer des Films 
seinen Sitz hat. Die Anerkennung wird im 
Bundesanzeiger veröffentlicht. Die Kosten der 
Prüfung und der Veröffentlichung trägt der 
Antragsteller/* 

Begründung 

Es bestehen verfassungsrechtliche und verfas- 
sungspolitische Bedenken, die Anerkennung 
von Sicherheitsfilmen dem Bundesminister für 
Arbeit zu übertragen. Nach den Gesichts- 
punkten, die der Bundesrat bei der Beratung 
einer Entscheidung über die sachliche Zustän- 
digkeit beim Erlaß von Verwaltungsakten 
auf dem Gebiet des Gesundheitswesens (BR- 
Drucksache Nr. 98/54) herausgestellt hat, 
liegen die Voraussetzungen zum Erlaß über- 
regionaler Verwaltungsakte durch die oberste 
Bundesbehörde hier nicht vor. 


Entsprechend dem Sitz des Herstellers bei im 
Inland hergestellten Filmen kann bei einge- 
führten Filmen der Sitz des Einführers als 
Anknüpfungspunkt dienen. 

2. In § 3 Abs, 2 

sind die Worte „ , die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf,“ zu streichen. 

Begründung 

Auf den Beschluß des Bundesrates im L 
Durchgang am 20. April 1956 wird Bezug 
genommen. Die Zustimmung des Bundesrates 
zum Erlaß der Rechtsverordnungen ist auch 
deswegen erforderlich, weil die Zulassungen 
nach dem Vorschlag zu § 3 Abs. 1 durch die 
obersten Landesbehörden ausgesprochen wer- 
den sollen. 

3. In § 4 Abs. 2 

sind die Worte „ , die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf,“ zu streichen. 

Begründung 

Siehe Begründung zum Änderungsvorschlag 
zu § 3 Abs. 2. 
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